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Teil A Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungs-
verordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die 
Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 
90) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 
vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 ▪ Die bisherigen bauplanungsrechtlichen Festsetzungen vom 09.09.1991 
gelten weiterhin, sofern diese nicht geändert oder gestrichen werden. 

  

A1 Maß der baulichen Nutzung 

A1.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

 Die Grundflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

A1.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 

 Die Geschossflächenzahl ist der Planzeichnung zu entnehmen. 

A1.3 Vollgeschosse (Z) 

 Die Anzahl der Vollgeschosse ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
  

A1.2 Höhe baulicher Anlagen 

A1.2.1 Die zulässige Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung von Wand-
höhe (WH) und Firsthöhe (FH) bestimmt (siehe Planeintrag). 

A1.2.2 Der untere Bezugspunkt ist die Oberkante des Straßenrands, gemessen in der 
Mitte der gemeinsamen Grenze des Baugrundstücks mit der angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsfläche (die Bezugsstraße ist die „Goethestraße“). 

A1.2.3 Die Wandhöhe (WH) ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit der 
Oberkante der Dachhaut. 

A1.2.4 Die Firsthöhe (FH) ist der oberste Punkt der Dachhaut. 
  

A2 Überbaubare Grundstücksflächen 

A2.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Bau-
grenzen festgesetzt und gelten nur oberhalb der Geländeoberfläche. 

A2.2 Untergeordnete bauliche Anlagen und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO, 
Stellplätze und Garagen mit ihren Zufahrten gemäß § 12 BauNVO und über-
dachte Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 
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A3 Stellung der baulichen Anlagen 

 Die Stellung der baulichen Anlagen ist der Planzeichnung zu entnehmen. 
  

A4 Führung von Versorgungsleitungen 

 Versorgungsanlagen und -leitungen sind nur als unterirdische Anlagen und 
Leitungen zulässig. 

  

A5 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 

A5.1 Der Einsatz von schwermetallhaltigen Materialien (z.B. Blei, Zink, Kupfer) im 
Dach- und Fassadenbereich ist nur zulässig, wenn sie beschichtet oder in ähn-
licher Weise behandelt sind. 

A5.2 Auf den Baugrundstücken ist eine Befestigung von Stellplatzflächen und ihren 
Zufahrten nur als wasserdurchlässigem Aufbau zulässig. 
 

Hinweis: 
Als wasserdurchlässig gelten Befestigungen, die gemäß ‚Merkblatt für 
wasserdurchlässige Befestigungen von Verkehrsflächen‘ von 1998 
(Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen) und des Ar-
beitsblattes ‚DWA-A 138 Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser’ vom April 2005 (Deutsche Ver-
einigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) eine Versicke-
rung von mindestens 270 Litern je Sekunde und Hektar aufweisen.  

 
  

A6 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

A6.1 Auf der durch Planeintrag festgesetzten Fläche ‚P 01‘ ist eine 2 bis 3-reihige, 

dichte, mindestens 1,5 m hohe Abschirmhecke zu pflanzen, und auf Dauer zu 

erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Empfohlen wird die Verwendung folgender Pflanzen: 

- Ligustrum vulgare (Liguster)* 
- Cornus sanguinea (Hartriegel) 
- Prunus spinosa (Schlehe) 
- Rosa canina (Hunds-Rose) 
- Sambucus nigra (Holunder) 

* giftige Gehölze 
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Teil B Örtliche Bauvorschriften 

 Rechtsgrundlagen 

 ▪ § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fas-
sung vom 05.03.2010, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613) 

▪ § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fas-
sung vom 24.07.2000, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 19.06.2018 (GBl. S. 221) 

 ▪ Die bisherigen örtlichen Bauvorschriften vom 09.09.1991 gelten weiter-
hin, sofern diese nicht geändert oder gestrichen werden. 

  

B1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

B1.1 Dachgestaltung 

B1.1.1 Zulässig sind Satteldach (SD), Walmdach (WD) und Zeltdach (ZD) mit einer 
Dachneigung von 20 bis 30 Grad. 

B1.1.2 Zur Farbgestaltung der Dachflächen werden die rechtskräftigen Regelungen 
ersatzlos gestrichen. 

  

B1.2 Außenwände 

 Leuchtfarben und reflektierende Materialien sind zur Oberflächengestaltung 
der Gebäude (Dach und Fassade) unzulässig. 
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Teil C Hinweise 

C1 Denkmalschutz 

 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder 
Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege   
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden 
ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hinge-
wiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist 
zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

  

C2 Bodenschutz/Altlasten 

C2.1 Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzge-
setzes (§ 4 BBodSchG) und die bodenschutzrechtlichen Regelungen 
(BBodSchV, DIN 19731) wird hingewiesen. Für den Umgang mit Böden, die 
zur Rekultivierung vorgesehen sind, insbesondere für deren Lagerung und 
Einbringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, Luft-Boden-Abfall des Ministe-
riums für Umwelt, Baden-Württemberg.  

C2.2 Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissio-
nen (z. B. Mineralöle, Teer …) wahrgenommen, so ist umgehend das Landrat-
samt Ortenaukreis (Amt für Umweltschutz; Amt für Wasserwirtschaft und Bo-
denschutz) zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzu-
stellen. 

C2.3 Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
C2.4 Zur Entlastung der Erddeponien wird empfohlen, den anfallenden Bauaushub 

auf dem Baugrundstück – etwa zur Geländegestaltung – wiederzuverwenden. 
  

C3 Grundwasserschutz 

C3.1 Wird bei Bauarbeiten Grundwasser erschlossen, so ist dies gemäß § 43 Abs. 6 
Wassergesetz dem Landratsamt Ortenaukreis als Untere Wasserbehörde un-
verzüglich anzuzeigen; die Bauarbeiten sind bis zu einer Entscheidung des 
Landratsamts einzustellen. 

C3.2 Sind im Rahmen von Bauvorhaben von vornherein Maßnahmen geplant, die in 
das Grundwasser eingreifen, so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit dem 
Landratsamt Ortenaukreis als untere Wasserbehörde Verbindung aufzuneh-
men. Möglicherweise wird eine wasserrechtliche Erlaubnis für die geplanten 
Maßnahmen erforderlich sein. 

  

C4 Baugrunduntersuchung 

C4.1 Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-

tergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zu-
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sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurab-

stand kann bauwerksrelevant sein.  

C4.2 Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder 

von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 

zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur 

Baugrubensicherung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen ge-

mäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfoh-

len. 

  

C5 Nutzung der Solarenergie 

 Solaranlagen sind im Plangebiet allgemein zu empfehlen. 
  

C6 Kampfmittel 

 Für das Plangebiet ist vor einer Bebauung bzw. Bodeneingriffen eine multitem-
porale Luftbildauswertung durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-
Württemberg (KMBD), Regierungspräsidium Stuttgart, zu beantragen. 
Die dafür benötigten Formulare können unter www.rp-stuttgart.de gefunden 
werden.  Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt ca. 18 Wochen ab 
Auftragseingang.  

  
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Berghaupten, ….………………. Lauf, 25.02.2019 Jä 

 

 

 

.............................................  

Robert Harter  

Stellvertretender Bürgermeister 

Planverfasser 

 


